
Kennzeichnungen gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB 
Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Ein-
wirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Natur-
gewalten (hier: hohe bzw. schwankende Grundwasserstände) erforderlich sind. 

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches 
Ried. Im Rahmen der Umsetzung sind großflächige Grundwasseraufspiegelungen möglich, 
die bei einer künftigen Bebauung zu berücksichtigen sind. Im Einzelnen sind die Vorgaben 
des „Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches Ried“ mit Datum vom  
9. April 1999 festgestellt und veröffentlicht im Staatsanzeiger für das Land Hessen 21/1999, 
S. 1659 und 31/2006, S. 1704, zu beachten. Der Staatsanzeiger für das Land Hessen kann 
bei der Stadt Groß-Gerau eingesehen werden. 

Es wird auf den Punkt IV „Kennzeichnungen gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB“ der textlichen 
Festsetzungen verwiesen. 

 

Beschluss zur Aufstellung der Bebauungsplanänderung gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB sowie Beschluss des 1. Entwurfes und der öffentlichen Auslegung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB durch die Stadtverordnetenversammlung 

 
 
 
am 18.06.2013 

 
 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
und der öffentlichen Auslegung des 1. Entwurfes gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 
 
am 27.06.2013 

 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zum 
Entwurf gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  

 
 
 
am 01.07.2013 
 

 
Öffentliche Auslegung des 1. Entwurfes gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
vom 05.07.2013 
bis 05.08.2013 

  
 
Beschluss des 2. Entwurfes und der erneuten öffentlichen Auslegung ge-
mäß § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB und der erneuten Be-
hördenbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB 
durch die Stadtverordnetenversammlung 
 
 
Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung gemäß 
§ 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
 
Erneute Behördenbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 4 Abs. 
2 BauGB 

 
 
 
 
am 30.09.2014 
 
 
 
am 09.10.2014 
 
 
 
am 16.10.2014 

 
 
Erneute öffentliche Auslegung § 4a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 
BauGB 

 
 
 
vom 20.10.2014 
bis 04.11.2014 

 
 
Prüfung und Entscheidung über die fristgemäß eingegangenen Stellung-
nahmen und Beschluss der Bebauungsplanänderung mit den im Plan ent-
haltenen Satzungen als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 5 
HGO durch die Stadtverordnetenversammlung 

 
 
 
 
 
am 16.12.2014 

 

 

 
Inkrafttreten des Bebauungsplanes mit den im Plan enthaltenen Satzun-
gen durch amtliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

Groß-Gerau,  

 

 

 
.................................................. 

Stefan Sauer, Bürgermeister 

 

 

 
am  

 

 

Ausfertigung 

Es wird bestätigt, dass der Planinhalt unter Beachtung der vorstehenden 
Verfahrensschritte mit den Beschlüssen der Gemeindevertretung überein-
stimmt. 

Groß-Gerau,  

 

 

 
.................................................. 

Stefan Sauer, Bürgermeister 

 

 

I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet - WA (§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO und § 1 Abs. 7 
BauNVO) 

Die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Ausnahmen werden nicht Bestandteil des Bebauungs-
planes. 

Die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
nicht störende Handwerksbetriebe sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke sind nur auf die Erdgeschosse beschränkt zulässig. 

1.2 Sonstiges Sondergebiet „Quartierszentrum“ - SO (§ 11 BauNVO) 

Im sonstigen Sondergebiet „Quartierszentrum“ sind zulässig: 

− ein Lebensmittelvollversorger (Supermarkt) mit einer Verkaufsfläche (VK) von max. 
1.000 m², 

− kleinflächige Einzelhandelsbetriebe mit einer VK von insgesamt max. 500 m², wobei die 
maximale VK je Betrieb auf 200 m² begrenzt ist, 

− Gastronomie- und Dienstleistungsbetriebe, 

− Räume für freie Berufe gemäß § 13 BauNVO, 

− einem Altenpflege- und Wohnheim, 

− betreutes Wohnen und 

− Wohnen 

Im Sondergebiet sind nur Einzelhandelsbetriebe mit Grund- und Nahversorgungsgütern für 
den täglichen Bedarf gemäß der Sortimentsliste des Regionalplan Südhessen / Regionaler 
Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) zulässig: 

− Lebensmittel, Getränke 

− Drogerie, Pharmazeutika 

− Haushaltswaren 

− Wasch- und Putzmittel 

− Zeitungen, Zeitschriften 

− Schreibwaren, Schulbedarf 

− Schnittblumen 

Einzelhandelsbetriebe sind nur im Erdgeschoss (EG) zulässig. 

Die als „Anlieferung“ festgesetzte Fläche dient der Warenanlieferung des Lebensmittelsmit-
telvollversorgers (s. Planeinschrieb). 

Weiterhin zulässig sind die für die o.g. Nutzungen erforderlichen Stellplätze. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

2.1 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 6 i.V.m. § 20 Abs. 1 BauNVO) 

Ausnahmsweise kann im SO im Bereich der III-IV Vollgeschosse auch nur I Vollgeschoss 
zugelassen werden. Diese Ausnahme gilt nur für den, von der öffentlichen Verkehrsfläche 
zurücktretenden, innenliegenden Bereich. 

2.2 Grundflächenzahl (§§ 16 und 19 BauNVO) 

Im WA ist eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,4 durch Grundflä-
chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO und Tiefgaragen mit ihren Zufahrten bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7 
zulässig. Für Feuerwehrzufahrten und Feuerwehraufstellflächen ist im WA eine Überschrei-
tung der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,4 bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 zu-
lässig. 

Im SO ist eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,8 durch Grundflä-
chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO und Tiefgaragen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,9 zulässig. 

2.3 Höhe baulicher Anlagen (§§ 16 und 18 BauNVO) 

Die zwingend festgesetzte Gebäudeoberkante und die maximal zulässige Gebäudeober-
kante werden durch die Höhenangabe „m ü. NN“ festgesetzt. Die Höhenangaben gelten bis 
zum höchsten Punkt der Dachhaut (höchster Punkt des Gebäudes einschließlich Attika und 
Dachrandabdeckung). Eine Höhenüberschreitung der maximal zulässigen Gebäudeober-
kante ist für technische Aufbauten, wie Aufzüge, Anlagen zur Solarenergiegewinnung, 
Haustechnik, etc. bis zu 2,0 m auf einer max. Grundfläche von 5 % des darunter liegenden 
Geschosses zulässig. Ausgenommen von dieser Flächenbegrenzung sind Anlagen zur So-
larenergiegewinnung. Bei zwingend festgesetzten Gebäudeoberkanten ist eine ausnahms-
weise Abweichung von max. 30 cm nach oben und unten zulässig. 

3. Überschreitung der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB i.V.m. § 23 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 BauNVO) 

Eine Überschreitung der Baugrenzen und Baulinien durch vortretende Balkone ist bis zu 
2,0 m zulässig. 

Der erforderliche Mindestabstand von 3,0 m zu Nachbargrenzen ist auch bei Gewährung 
einer Ausnahme für Balkonanlagen zwingend zu beachten. 

4. Stellung der baulichen Anlage (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Durch Planeinschrieb ist die Hauptrichtung der baulichen Anlage und der Dachkonstruktion 
festgesetzt. Die Außenwände sind parallel zu den Baulinien und Baugrenzen zu errichten. 

5. Private Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung „PKW-Stellplätze und 
Grundstückszufahrten“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Innerhalb der privaten Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung „PKW-Stellplätze 
und Grundstückszufahrten“ sind PKW-Stellplätze, Grundstückszufahrten, Tiefgaragenzu-
fahrten und Feuerwehrzufahrten zulässig. 

6. Stellplätze, Tiefgaragen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 und 23 
BauNVO) 

Stellplätze sind gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO nur in Tiefgaragen, innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie innerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze „St“ zulässig. 
Innerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze „St“ sind außerdem zulässig: 

Vorgärten, Zierpflanzungen, Grundstückszufahrten bzw. -zugänge, Feuerwehrzufahrten und 
vergleichbare Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO, wie z.B. Trafostationen. 

Tiefgaragen sind sowohl in den überbaubaren als auch in den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig. Tiefgaragenzufahrten sind in den dafür festgesetzten Flächen (TG 
Zu- und Abfahrten) zulässig. Innerhalb dieser Flächen sind überdachte Tiefgaragenzufahrten 
auf einer Länge von 28,0 m entlang der Nachbargrundstücke zulässig. Sind innerhalb eines 
Gründstücks keine Flächen für Tiefgaragenzufahrten festgesetzt, so sind Tiefgaragenzufahr-
ten sowohl in den überbaubaren als auch in den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 

Innerhalb der als „Einhausung ebenerdiger Stellplätze“ festgesetzten Fläche im SO dürfen 
ebenerdige Stellplätze nur erstellt werden, wenn diese nach oben (zum Luftraum im Blockin-
nenbereich) und zu angrenzenden Nutzungen (auch zu evtl. Außenanlagen, Gärten etc.) 
durch bauliche Anlagen abgeschlossen sind. Ausnahmsweise sind Lüftungs- und Belich-
tungsöffnungen in der baulichen Hülle zulässig, sofern in einem schalltechnischen Gutachten 
nachgewiesen wird, dass die einschlägigen Grenzwerte der TA Lärm an den maßgeblichen 
Immissionsorten eingehalten werden können und Bedenken wegen des Brandschutzes nicht 
bestehen. 

Tiefgaragen sind nur zulässig, wenn durch eine Erdauflage von mind. 0,5 m die Begrünung 
der Tiefgarage gewährleistet ist. 

Gartenhäuser und Gewächshäuser (Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO) sind nur mit 
einer Grundfläche von max. 6,0 m² und einer Firsthöhe von 2,5 m zulässig. Einrichtungen für 
die Kleintierhaltung sind nicht zulässig. 

7. Fläche für Versorgungsanlagen mit besonderer Zweckbestimmung „Elektrizität (Tra-
fostation)“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

Innerhalb der mit der Zweckbestimmung „Elektrizität (Trafostation)“ festgesetzten Fläche ist 
die Errichtung und der Betrieb einer Trafostation zulässig. Ausnahmsweise sind auch eben-
erdige Stellplätze zulässig. 

8. Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zur Vermeidung oder Minderung 
von schädlichen Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundesimmissionsschutzgesetzes  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

8.1 Einhausung des Anlieferungsbereichs im Sondergebiet 

Der festgesetzte Anlieferungsbereich des Lebensmittelvollversorgers ist geschlossen einzu-
hausen. In den Außenwänden der Einhausung sind Öffnungen, wie z.B. Fenster, nicht zu-
lässig. 

Ausnahmsweise kann auf eine vollständige Einhausung des Anlieferbereichs verzichtet wer-
den, sofern in einem schalltechnischen Gutachten nachgewiesen wird, dass die einschlägi-
gen Grenzwerte der TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten eingehalten werden 
können und Bedenken wegen des Brandschutzes nicht bestehen. 

8.2 Niederschlagswasserversickerung 

Nicht als Brauchwasser genutztes Niederschlagswasser soll, soweit wasserwirtschaftliche 
und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen, auf den Baugrundstücken versickert 
werden. 

9. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 
Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

9.1 Grundstücksbepflanzung 

Die nicht überbauten oder als Stellplätze, Zufahrten, Zuwege und Nebenanlagen genutzten 
Grundstücksflächen (Grundstücksfreiflächen) sind zu begrünen. 

Im WA ist pro angefangene 500 m² Grundstücksfläche ein heimischer, standortgerechter 
Laubbaum (Qualität: mindestens dreimal verpflanzt, Mindeststammumfang 16-18 cm in 1,0 
m Höhe) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

9.2 Dachbegrünung 

Im SO sind Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis 5° innerhalb der mit einer I-geschos-
sigen Bebauung festgesetzten Grundstücksflächen bis zu 70% extensiv zu begrünen. Aus-
genommen sind Dachflächen die als Terrasse oder Balkon dienen. Die Begrünung ist dau-
erhaft zu erhalten. 

9.3 Anforderungen an Baum-, Strauch- und sonstige Anpflanzungen sowie
Unterhaltungspflege 

Alle Anpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Gebäude bzw. Erschlie-
ßungsstraßen auszuführen. Sie sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze sind gleich-
artig zu ersetzen und spätestens nach einem Jahr nachzupflanzen. 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 
HBO 

10. Baukörper 

Bauzeilen und Hausgruppen sind in ihrer baulichen und farblichen Gestaltung aufeinander 
abzustimmen. 

Die Außenwände der Gebäude sind verputzt oder als Sichtmauerwerk auszuführen; bis zu 
40 % der Wandflächen können in Holz verkleidet werden. Glänzende, glasierte und/oder re-
flektierende Materialien sind unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Solarener-
giegewinnung. 

11. Dachgestaltung 

Dachform und Dachneigung 

Die Dächer sind im SO nur als Flachdächer oder flachgeneigte Dächer bis 5° zulässig. 

Die Dächer sind im WA nur als Flachdächer, flachgeneigte Dächer bis 5° oder als Pultdach 
mit einer Dachneigung bis 25° zulässig. 

Dacheindeckung 

Zur Dachdeckung sind helle, glänzende, glasierte und/oder reflektierende Materialien nicht 
zugelassen. Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Solarenergiegewinnung. 

Dachaufbauten 

Anlagen zur Solarenergiegewinnung sind auf den Dächern zulässig. 

Staffelgeschoss 

Angrenzend zu öffentlichen Verkehrsflächen müssen die Außenwände eines Staffelgeschos-
ses um mindestens 3,0 m von der Gebäudeaußenkante des darunter liegenden Geschosses 
zurücktreten (s. Abb. 1). 

Davon ausgenommen sind Treppenhäuser. Außenwände von Treppenhäusern sind entlang 
der Gebäudeaußenkante des darunter liegenden Geschosses zulässig, wenn sie insgesamt 
nicht mehr als ¼ der jeweiligen Gebäudelänge einnehmen, jedoch nicht mehr als 5,0 m je 
Treppenhaus. 

 

 

 
Abb.1 Staffelgeschoss und Treppenhaus 

 

12. Außenanlagen 

Einfriedungen 

Die Grundstücke sind gegenüber öffentlichen Flächen mit Rasenkantensteinen bis zu 0,1 m 
Höhe abzugrenzen. 

Einfriedungen der privaten Grundstücksflächen zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin sind 
bis zu einer Höhe von 1,0 m in Form von Drahtzäunen in Verbindung mit heimischen und 
standortgerechten Hecken oder Laubgehölzen oder in Form von Lattenzäunen zulässig. Sie 
sind bei benachbarten Hausgruppen und Bauzeilen aufeinander abzustimmen 

Abgrabungen und Aufschüttungen 

Abgrabungen und Aufschüttungen im Vorgartenbereich sind bis zu einer Höhe von 0,6 m 
gegenüber dem natürlichen Gelände zulässig. 

Pergolen 

Pergolen sind aus Holz oder aus Stahl zulässig. 

Versiegelung 

Private Zugänge, Stellplätze und andere nicht bepflanzte Flächen (z.B. Feuerwehraufstellflä-
chen) sind mit versickerungsfähigen Materialien (Pflaster. Kies) zu befestigen. Geschlossene 
Beton- oder Bitumenbefestigungen sind nicht zulässig. 

Mülltonnenabstellplätze 

Mülltonnenabstellplätze sind gegen Einblicke abzuschirmen. Dies kann durch Begrünung
oder durch eine baulichen Verkleidung erfolgen. 

Erdaushub 

Der bei privaten und öffentlichen Baumaßnahmen anfallende Erdaushub ist, soweit möglich, 
auf den einzelnen Grundstücken bzw. im Geltungsbereich wiederzuverwenden. 

13. Werbeanlagen 

Werbeanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und für die am Ort 
der Leistung erbringenden Betriebe zulässig. Werbeanlagen an der Gebäudefassade sind 
nur im Erdgeschoss zulässig. 

Werbeanlagen in beweglicher, veränderlicher, blinkender und reflektierender Form sind un-
zulässig. 

III. Wasserrechtliche Satzung gemäß § 37 Abs. 4 HWG 

14. Regenwassersammelanlagen 

Aufgrund der wasserrechtlichen Satzung gemäß § 37 Abs. 4 HWG wird festgesetzt: 

− das Dachflächenwasser in Zisternen auf dem Grundstück zu sammeln und der Überlauf 
nach Möglichkeit zu versickern, entsprechend der Entwässerungssatzung der Kreisstadt 
Groß-Gerau. Es ist als Brauchwasser (z.B. für Gartenbewässerung, WC-Spülung, 
Waschmaschine etc.) zu nutzen. Das Fassungsvermögen der Zisterne muss mindestens 
50 l/m² horizontal projizierter Dachfläche betragen, mindestens jedoch 2,0 m³. 

− An die Zisternen sind die gesamten Dachflächen anzuschließen.  

- Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungsgebieten 
(RiStWag), 

- Arbeitsblatt DWA-A 138, 

- Merkblatt DWA-M 153, 

- Anforderungen zum vorsorgenden Gewässerschutz für Arbeiten in Wasserschutzgebie-
ten der Hessenwasser GmbH & Co.KG 

Die Schutzgebietsverordnung vom 24.02.1984 und das Informationsblatt „Anforderungen 
zum vorsorgenden Gewässerschutz für Arbeiten in Wasserschutzgebieten der Hessenwas-
ser GmbH & Co.KG, Oktober 2007“ liegen beim Magistrat der Kreisstadt Groß-Gerau zur 
Einsicht bereit. Die anderen technischen Regelwerke können bei der Hessenwasser GmbH 
& Co.KG eingesehen werden (Taunusstraße 100, 64521 Groß-Gerau, Tel. 069-25490-6201, 
info@hessenwasser.de). 

18. Altlasten 

Informationen zu Altflächen (Altstandorte, Altablagerungen), Altlasten, schädlichen Boden-
veränderungen oder Grundwasserschäden liegen für das Plangebiet nicht vor.  

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische 
Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht 
einer schädlichen Bodenverunreinigung begründen, sind diese umgehend der zuständigen 
Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darm-
stadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fachgutachter 
in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 

Schädliche Bodenverunreinigungen im Sinne des § 2 Abs.3 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, er-
hebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit 
herbeizuführen. 

Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 

19. Bodendenkmäler (§ 20 HDSchG) 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des römischen Siedlungsareals. Wenn bei Erdarbei-
ten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt für Denkmalpflege Hes-
sen, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich 
anzuzeigen (§ 20 HDSchG). In diesen Fällen kann für die weitere Fortführung des Vorhabens 
eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung nach § 16 HDSchG erforderlich werden. 

Das Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Archäologische Denkmalpflege ist mindestens 
zwei Wochen vor Beginn der Erdarbeiten zu benachrichtigen. Art und Weise des Aushebens 
der Baugruben ist mit Landesamt für Denkmalpflege Hessen abzustimmen, da im Bebau-
ungsplanbereich mit dem Auftreten von Bodendenkmälern zu rechnen ist. 

20. Kampfmittel 

Sollten im Zuge der Baumaßnahmen Munition oder kampfmittelverdächtige Gegenstände zu 
Tage treten, ist die Arbeit unverzüglich einzustellen, die Fundstelle abzusichern und die Po-
lizei bzw. der Kampfmittelräumdienst in Darmstadt zu verständigen (Regierungspräsidium 
Darmstadt, Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen, Luisenplatz 2, 64283 Darmstadt, 
Tel. 06151-12-0). 

Grundwasserhorizonts die Ausführung als druckwasserhaltende Wanne erfolgen. Hierfür 
kommt bei untergeordneter Nutzung, z.B. Tiefgaragen, eine „weiße Wanne“ (WU-Beton) in 
Frage. Bei hochwertiger Nutzung, d.h. staubtrockenen Räumen, wird eine „schwarze Wanne“ 
(bituminös gedichtet) erforderlich. In Trockenperioden besteht die Gefahr von Setzrissschä-
den. 

Die zusätzlichen Aufwendungen sind entschädigungslos hinzunehmen. Wer in ein bereits 
vernässtes oder vernässungsgefährdetes Gebiet hineinbaut und keine Schutzvorkehrungen
gegen Vernässungen trifft, kann bei auftretenden Vernässungen keine Entschädigung ver-
langen. 

Die für die Bemessung der einzelnen Gründungs- und Bauhilfsmaßnahmen erforderlichen 
Bemessungskennwerte sowie detaillierte Angaben zur Gründung der geplanten Gebäude 
und zur Bauausführung sind im Einzelfall ggf. noch in gesonderten Gründungsgutachten zu 
erarbeiten und mit dem Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau, Abt. Regionalplanung und 
Umwelt, Wasser- und Bodenschutz, Wilhelm-Seipp-Straße 4, 64521 Groß-Gerau abzustim-
men. 

Es wird auf das Hydrogeologische Gutachten zum Projekt Baugebiet „Auf Esch III“ vom Sep-
tember 1995 (Institut für Geotechnik, Dr. Jochen Zirfaß, Limburg) verwiesen. Dieses Gutach-
ten kann bei der Stadt Groß-Gerau eingesehen werden. 

V. Hinweise 

15. DIN-Normen 

Sofern in den Planunterlagen keine anderen Datenquellen genannt sind, können alle aufge-
führten DIN-Normen, Arbeitsblätter etc. beim Magistrat der Kreisstadt Groß-Gerau eingese-
hen werden. 

16. Versickerung von Niederschlagswasser 

Die Versickerung von Niederschlagswasser bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis. (An-
trag zur Erteilung einer Erlaubnis zur Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Nie-
derschlagswasser nach § 42 Abs.3 Satz 2 Hessisches Wassergesetz, HWG). Adresse: Der 
Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau, Abt. Regionalplanung und Umwelt, Wasser- und 
Bodenschutz, Wilhelm-Seipp-Straße 4, 64521 Groß-Gerau. 

17. Wasserschutzzone 

Die Bestimmungen entsprechend der Lage in der Trinkwasserschutzzone III a sind zu be-
achten. 

Das Plangebiet liegt in der Weiteren Schutzzone (Zone IIIA) des Wasserschutzgebietes des 
Wasserwerks Dornheim der Hessenwasser GmbH & Co.KG. Aus Gründen des Grundwas-
serschutzes sind in diesem Bereich alle einschlägigen Verordnungen, Erlasse, Richtlinien 
und Vorgaben des technischen Regelwerkes in der jeweils gültigen Fassung zu beachten 
und einzuhalten. 

Hessenwasser weist auf einzelne Regelwerke hin: 

- „Verordnung zum Schutz der Trinkwassergewinnungsanlage Wasserwerk Dornheim“ 
vom 24.02.1984 (StAnz. 14/1984 S. 712), 

- Muster-Wasserschutzgebietsverordnung des Landes Hessen, 

- DVGW Arbeitsblatt W 101 „Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete“, 

- Verordnung über Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender 
Stoffe und die Zulassung von Fachbetrieben (Anlagenverordnung - VAwS), 

IV. Kennzeichnungen gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB 

Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwir-
kungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturge-
walten (hier: hohe bzw. schwankende Grundwasserstände) erforderlich sind. 

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches 
Ried. Im Rahmen der Umsetzung sind großflächige Grundwasseraufspiegelungen möglich, 
die bei einer künftigen Bebauung zu berücksichtigen sind. Im Einzelnen sind die Vorgaben 
des „Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches Ried“ mit Datum vom 9. April 1999 fest-
gestellt und veröffentlicht im Staatsanzeiger für das Land Hessen 21/1999, S. 1659 und 
31/2006, S. 1704, zu beachten. Die Vorgaben des „Grundwasserbewirtschaftungsplan Hes-
sisches Ried“ mit Datum vom 9. April 1999 können beim Magistrat der Kreisstadt Groß-Gerau 
eingesehen werden. 

Auf Grund der hohen bzw. schwankenden Grundwasserstände besteht eine Vernässungs-
gefahr in Nassperioden und eine Gefahr von Setzrissschäden in Trockenperioden. Es wird 
weiterhin darauf hingewiesen, dass im Plangebiet mit Nutzungseinschränkungen (z.B. Ver-
zicht auf Unterkellerung) oder zusätzlichen Aufwendungen (z.B. bauliche Vorkehrungen ge-
gen Vernässungen) zu rechnen ist. Bei unterkellerten Gebäuden sollte, bei Anschneiden des 

Pflanzmaßnahmen im Nahbereich zu Versorgungsleitungen sind mit dem Versorgungsträger 
abzustimmen. 

22. Versorgungsleitungen in der privaten Verkehrsfläche 

Innerhalb der privaten Verkehrsfläche südlich des Allgemeinen Wohngebietes befinden sich 
Versorgungsleitungen der Deutschen Telekom Technik GmbH, der Stadtwerke Groß-Gerau 
Versorgungs-GmbH (GGV) und der Unitymedia Hessen GmbH. Die Leitungen liegen im Be-
reich des zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses vorhandenen Gehwegs (öffentliche Stra-
ßenverkehrsfläche „An der Römerbrücke“, Gemarkung Groß-Gerau, Flur 7, Fl.St.Nr. 372). 

Der ungefähre Verlauf der Leitungen ist der Planzeichnung zu entnehmen. Die genaue Lage 
ist vor Ort in Abstimmung mit dem jeweiligen Unternehmen zu überprüfen. Bei Bau- und 
Pflanzmaßnahmen im Bereich der o.g. Leitungstrassen (inkl. der beidseitigen Schutzstreifen) 
ist darauf zu achten, dass keine schädlichen Einwirkungen auf Grund und Boden vorgenom-
men werden, durch die die Leitungen gefährdet oder beschädigt werden können. Die Kabel-
schutzanweisungen der jeweiligen Unternehmen sind zu beachten. Diese können bei den 
Unternehmen eingesehen werden. 

Die Unternehmen sind rechtzeitig vor Baubeginn zu informieren. Die Deutsche Telekom 
Technik GmbH weist darauf hin, dass Beginn und Ablauf evtl. Erschließungsmaßnahmen 
mindestens sechs Monate vor Baubeginn unter der Adresse Deutsche Telekom Technik 
GmbH, Münsterplatz, 55116 Mainz schriftlich angezeigt werden müssen. 

21. Leitungsschutzmaßnahmen 

Tiefwurzelnde Bäume müssen lt. DIN 18920 und den technischen Richtlinien GW 125 einen 
Mindestabstand von 2,5 m zu Versorgungsleitungen aufweisen. Wird dieser Abstand unter-
schritten, so sind die Ver- und Entsorgungsleitungen gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern 
oder die Standorte der Bäume entsprechend zu verschieben. 

− Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 
1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548) 

− Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBl. I 1990, S. 132), zuletzt ge-
ändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548) 

− Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58), zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509) 

− Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. vom 15.01.2011 (GVBl. I, S. 46, 180), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.12.2012 (GVBl. I S. 622) 

− Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) i. 
d. F. vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 124 des Gesetzes 
vom 07.08.2013 (BGBl. I, S 3154) 

− Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) vom 
20.12.2010 (GVBl. I, S. 629), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 27.06.2013 (GVBl. 
S. 458) 

− Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. d. F. vom 31.07.2009 (BGBl. I, S. 2585), zuletzt geändert 
durch Art. 2 Abs. 100 des Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBl. I, S 3154) 

− Hessisches Wassergesetz (HWG) i. d. F. vom 14.12.2010 (GVBl. I, S. 548), zuletzt geändert 
durch Art. 62 des Gesetzes vom 13.12.2012 (GVBl. I, S. 622) 

− Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) i. d. F. vom 26.09.2002 (BGBl. I 3830), Neufas-
sung durch Bek. vom 17.05.2013 (BGBl. I, S. 1274), geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
02.07.2013 (BGBl. I, S. 1943) 

− Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F vom 24.02.2010 (BGBl. I, S. 
94), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 25.07.2013 (BGBl. I S. 2749) 

− Hessisches Denkmalschutzgesetz (DSchG) i. d. F. vom 05.09.1986 (GVBl. I, S. 262, 270), 
zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 21.11.2012 (GVBl. I, S. 444) 
 

Gehweg und Längsparkstreifen am nördlichen Fahrbahnrand der Straße „An der Römerbrü-
cke“ befinden sich zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses im Eigentum der Kreisstadt 
Groß-Gerau. 

Es ist beabsichtigt, diese Flächen an die Eigentümer der angrenzenden Wohnungsbaugrund-
stücke zu übertragen, um hier u.a. private PKW-Stellplätze unterzubringen (künftige Flur-
stücksnummer: 372/2). Die Leitungstrassen werden dabei durch die Eintragung von be-
schränkt persönlichen Dienstbarkeiten zugunsten der jeweiligen Versorgungsträger in ihrem 
Bestand im Grundbuch gesichert (Recht auf Errichtung, Betrieb, Änderung und Unterhaltung, 
Nutzungsbeschränkung). 

23. Maßnahmen zum Artenschutz 

Zur Erfassung und Bewertung der planungsrelevanten Fauna liegt folgendes Gutachten vor:
„Änderung des Bebauungsplanes „Auf Esch III“ in Groß-Gerau, Artenschutzgutachten, BfL 
Heuer & Döring, Brensbach, August 2013. Das Gutachten liegt beim Magistrat der Kreisstadt 
Groß-Gerau zur Einsicht bereit. 

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung müssen durchgeführt werden, um Störungen, Tö-
tungen und / oder Schädigungen von Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von 
europäischen Vogelarten i.S.v. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie zu vermeiden oder zu min-
dern. 

Nr. Maßnahme betroffene Art(en) 

M 1 Durchführung aller Rodungsmaßnahmen zwischen 1. Oktober 
und Ende Februar. 

Vögel 

M 2 Keine Durchführung von Bauarbeiten in der Dunkelheit mit Be-
leuchtung um Kollisionen mit jagenden Tieren zu vermeiden.  

Fledermäuse 

 
24. Artenempfehlungen 

24.1 Grundstücksbepflanzung 

Bäume 

Acer campestre    Feldahorn 
Carpinus betulus    Hainbuche 
Malus sylvestris    Holzapfel 
Prunus avium     Vogelkirsche 
Pyrus communis    Wildbirne 
Quercus petraea    Trauben-Eiche 
Quercus robur     Stiel-Eiche 
Sorbus domestica    Speierling 
Sorbus aucuparia    Eberesche 
Acer campestre „Elsrrijk“   Kegel-Feldahorn 
Acer platanoides „Columnare“  Säulen-Spitzahorn 
Carpinus betulus „Fastigiata“   Säulenhainbuche 
Crataegus monogyna „Stricta“  Säulen-Weißdorn 
Crataegus laevigata „Paul‘s Scarlet“  Rot-Dorn 
Crataegus lavallei „Carrierrei“  Baum-Weißdorn  
Malus „Charlotte“,    „Striped beauty“ 
oder “Wintergold”    Zierapfel 
Prunus cerasifera „nigra“   Blutpflaume 
Pyrus calleryana „Chanticleer“  Birne 
Sorbus aucuparia „Fastigiata“  Säuleneberesche 
Ulmus hollandica „Lobel“   Schmalkronige Stadtulme 

Sträucher 

Amelanchier ovalis    Gemeine Felsenbirne 
Berberis vulgaris    Gewöhnliche Berberitze 
Clematis vitalba    Waldrebe 
Cornus mas     Kornelkirsche 
Cornus sanguinea *    Roter Hartriegel 
Corylus avellana    Haselnuss 
Crataegus monogyna    Eingriffliger Weißdorn 
Mesplus germanica    Echte Mispel  
Rosa canina     Hundsrose 
Rosa glauca     Hechtrose 
Salix purpurea.    Purpur-Weiden 
Salix repens     Sand-Weide 
Sambucus nigra    Schwarzer Holunder 

25. Stellplatzsatzung 

Private Stellplätze sind gemäß der Stellplatzsatzung der Kreisstadt Groß-Gerau nachzuwei-
sen. Die Stellplatzsatzung ist bei der Stadt Groß-Gerau und auf der Internetseite der Stadt 
Groß-Gerau (http://www.gross-gerau.de) einzusehen. 

26. Brandschutztechnische Forderungen 

Die Löschwasserversorgung für den Feuerwehreinsatz ist unter Anwendung der DVGW Ar-
beitsblätter W 405-Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversor-
gung und W 331-Hydrantenrichtlinie sicherzustellen. 

Für die geplante Bebauung ist eine Löschwassermenge von 800 l/min über einen Zeitraum 
von 2 Std. bereitzustellen. 

Zur Löschwasserentnahme durch die Feuerwehr sind Unterflurhydranten DN 80 nach DIN 
3221 einzubauen. Der Hydrantenabstand sollte 120 Meter nicht überschreiten. 

Unterflurhydranten sind durch Hinweisschilder nach DIN 4066 Teil 1 deutlich sichtbar zu 
kennzeichnen. Die Entfernung der Hinweisschilder zum Hydranten sollte im Regelfall nicht 
mehr als 5 Meter betragen. 

Das Rohrnetz ist so auszulegen, dass bei max. Löschwasserentnahme noch ein Fließüber-
druck von mind. 1,5 bar an den Hydranten zur Verfügung steht. 

Die Löschwasserleitungen sind als Ringleitungen auszuführen. 

Liegt bei den zu errichtenden Gebäuden die Oberkante der Brüstung notwendiger Fenster 
oder sonstiger zum Anleitern bestimmter Stellen mehr als 8 m über Geländeoberfläche, so 
ist eine Feuerwehrzufahrt mit Bewegungsflächen gem. der „Richtlinie über Flächen für die 
Feuerwehr" auf der öffentlichen Verkehrsfläche bzw. dem Grundstück herzustellen. Feuer-
wehrzufahrten mit Bewegungsflächen sind auf dem Grundstück auch herzustellen, wenn Ge-
bäude ganz oder in Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sind.

Bei Verkehrsberuhigungs- oder Bepflanzungsmaßnahmen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
ist darauf zu achten, dass gem. § 4, 5 und 13 HBO notwendige Feuerwehrzufahrten und 
Aufstellflächen auf öffentlichen Verkehrsflächen uneingeschränkt nutzbar sind. 

Sofern der zweite Rettungsweg für Gebäude über 8 m Brüstungshöhe durch Hubrettungsge-
räte der Feuerwehr sichergestellt werden muss ist zu gewährleisten, dass das erforderliche 
Hubrettungsgerät gem. Feuerwehrorganisationsverordnung in der Hilfsfrist von 10 Minuten 
zur Verfügung steht. Kann dies nicht gewährleistet werden, sind die Rettungswege generell 
baulich sicherzustellen. Auf die bauliche Sicherstellung der Rettungswege ist in den Bebau-
ungsplänen verbindlich hinzuweisen. 

Bei Planungen ist die zuständige Brandschutzdienststelle zu beteiligen. 

Kann die erforderliche Löschwassermenge nicht durch die zentrale Wasserversorgung si-
chergestellt werden, so sind andere Möglichkeiten der Wasserentnahme (z.B. Löschwasser-
brunnen / -behälter) herzustellen. 

Es ist eine ausreichende Dimensionierung der Ableitung von Niederschlags- und Oberflä-
chenwasser zur Verhinderung von Rückstau-Schäden und Überschwemmungsereignisse 
bei Starkniederschlägen infolge der klimatischen Veränderungen herzustellen. 

 


